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allerdings über die allgemeinen Vorschriften hinaus § 72 I JGG. Die-
ser schreibt zunächst die Subsidiarität der Untersuchungshaft gegen-
über anderen Maßnahmen vor, mit denen der Zweck der Untersu-
chungshaft ebenfalls erreicht werden kann, z.B. die Unterbringung in
einem Heim der Jugendhilfe (vgl. § 71 II JGG). Darüber hinaus ist
im Rahmen der Verhältnismäßigkeit die besondere Belastung des
Vollzugs der Haft für Jugendliche zu beachten. Bei Jugendlichen un-
ter 16 Jahren sind zudem die strengen Voraussetzungen an die An-
nahme einer Wiederholungsgefahr zu beachten (§ 72 II JGG). Ver-
büßte Untersuchungshaft wird im Regelfall auf die verhängte Jugend-
strafe angerechnet (§ 52a JGG). Sie kann auch beim Jugendarrest be-
rücksichtigt werden (§ 52 JGG).

6. Strafbefehlsverfahren, Privatklage, Adhäsionsverfahren,
Nebenklage

Abschließend sei darauf hingeweisen, dass das Strafbefehlsverfahren
(§§ 407 ff. StPO), das Adhäsionsverfahren (§§ 403 ff. StPO) und,
abgesehen von Fällen besonders schwerwiegender Delikte,35 die Ne-
benklage (§ 395 ff. StPO) gegen Jugendliche nicht zulässig sind (vgl.
§§ 79, 80 III, 81 JGG). Das Jugendgerichtsverfahren soll gerade
nicht durch Dritte, die eigene Interessen verfolgen, beeinflusst werden
können, und das auf schnelle Erledigung gerichtete Strafbefehlsver-
fahren ermöglicht es gerade nicht, erzieherisch auf den Jugendlichen
einzuwirken und läuft den Zielen des JGG damit zuwider.

Auch das Privatklageverfahren (§§ 374 ff. StPO) ist gegen Jugend-
liche ausgeschlossen (§ 80 I JGG). Allerdings kann die Staatsanwalt-
schaft Privatklagedelikte gegen Jugendliche auch dann verfolgen,
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■ AUSZUG AUS DEM MANDANTENAKT DER RECHTSANWÄLTIN DR. KIESLINGER
MIT SITZ IN ROSENHEIM

Aktenvermerk:
Mandantenangaben bei der Vorsprache am 2.6.2008

Herr Josef Panholzer ist 1. Bürgermeister der Gemeinde Amerberg im Landkreis Rosenheim in Oberbay-
ern. Er führt Folgendes aus:

»Herr Dietram Wolff beantragte im März 2003 einen Vorbescheid zur bauplanungsrechtlichen Zulässig-
keit eines nicht näher beschriebenen und vermaßten Wohngebäudes auf dem Grundstück Fl. Nr. 147
der Gemarkung Amerberg. Dieses Grundstück liegt am nördlich-westlichen Rand des bebauten Bereichs
»Amerberger Au«, der ein (ehemaliges) landwirtschaftliches Anwesen sowie fünf Wohngebäude mit Ne-
bengebäuden und Garagen umfasst. Von der zusammenhängenden Bebauung des Gemeindeteils Amer-
berg-West ist dieser Bereich durch die Bundesstraße B15 getrennt. Unser Gemeinderat verweigerte im
April 2003 einstimmig das Einvernehmen. Das Landratsamt Rosenheim lehnte daraufhin den Antrag mit
Bescheid vom 12.8.2003 ab. Es führte aus, das nicht privilegierte (sonstige) Außenbereichsvorhaben wider-
spreche den Darstellungen des Flächennutzungsplans, der im Bereich des Baugrundstücks eine »sonstige
Grünfläche« vorsehe, und führe zu einer Verfestigung und Erweiterung der Splittersiedlung.

* Der Autor ist Oberregierungsrat, Referent bei der Regierung von Oberbayern – Luftamt Südbayern – und im Nebenamt als Arbeitsgemein-
schaftsleiter für Rechtsreferendare tätig.
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wenn zwar das öffentliche Interesse fehlt – was nach allgemeinem Pro-
zessrecht die Einstellung des Verfahrens und die Verweisung des Ge-
schädigten auf den Privatklageweg zur Folge hätte –, sie aber der Auf-
fassung ist, dass dies aus erzieherischen Gründen erforderlich ist. Inso-
weit ergänzt § 80 I 2 JGG die Regelung des § 376 StPO.

Für Heranwachsende gelten vorstehende Beschränkungen nur in-
soweit, als dass das Strafbefehlsverfahren gegen sie ausgeschlossen ist,
wenn die Anwendung von Jugendstrafrecht zu erwarten ist (vgl.
§ 109 II JGG).

D. ZUSAMMENFASSUNG
Da das Jugendstrafrecht im Wesentlichen vom Erziehungsgedanken
beherrscht wird, enthält es gegenüber dem allgemeinen Prozessrecht
eine Reihe von Abweichungen, um das Verfahren an die Bedürfnisse
junger Täter anzupassen. Dazu gehört zunächst eine eigene Gerichts-
verfassung mit den Spruchkörpern Jugendrichter, Jugendschöffenge-
richt und Jugendkammer. Darüber hinaus existieren erweiterte Vor-
schriften für eine Erledigung des Verfahrens außerhalb einer förmli-
chen Hauptverhandlung sowie Modifikationen hinsichtlich des Ab-
laufs der Hauptverhandlung und des Rechtsmittelzugs. Zudem ist mit
der JGH ein Prozessorgan sui generis am Jugendstrafverfahren betei-
ligt. Schließlich sind die besonderen Verfahrensarten der StPO gegen
Jugendliche nicht und gegen Heranwachsende nur unter bestimmten
Voraussetzungen zulässig.

35 Vgl. den Katalog des § 80 III JGG.
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Nach erfolglosem Widerspruch – die Regierung von Oberbayern hatte den Widerspruch mit Bescheid
vom 29.6.2004 zurückgewiesen – erhob Herr Wolff Klage zum Bayer. Verwaltungsgericht München. In
der mündlichen Verhandlung am 7.7.2005 erklärte Herr Wolff, dass der Vorbescheidsantrag und die
Klage auf die planungsrechtliche Zulässigkeit eines Wohngebäudes (Einfamilienhaus) samt Garage an dem
beantragten Standort beschränkt würden. Die konkreten Ausmaße dieses Wohngebäudes und der Garage
blieben in Gänze dem Baugenehmigungsverfahren überlassen.

Mit rechtskräftigem Urteil vom 7.7.2005 verpflichtete das Bayer. Verwaltungsgericht München den
beklagten Freistaat Bayern, über den Vorbescheidsantrag unter Beachtung der Rechtsauffassung des
Gerichts erneut zu entscheiden. Zwar handle es sich um ein nicht privilegiertes Außenbereichsvorha-
ben; das Wohnhaus beeinträchtige aber keine öffentlichen Belange. Ein Widerspruch zu den Darstel-
lungen des Flächennutzungsplans liege nicht vor, weil die Grünflächendarstellung durch die Bebauung
und Nutzung im Bereich »Amerberger Au« überholt sei. Schließlich sei auch keine Verfestigung einer
Splittersiedlung zu befürchten. Das Bauvorhaben, dessen Ausmaße offen gelassen worden seien, ordne
sich der vorhandenen Bebauung jedenfalls unter und löse keine außenbereichsschädlichen Bezugsfälle
aus. Unter Berufung auf das geplante Wohnhaus könnten allenfalls Genehmigungen für zwei weitere
Wohngebäude auf dem Grundstück Fl. Nr. 148 der Gemarkung Amerberg beantragt werden. Auf
dem Baugrundstück selbst entstünden keine weiteren »Baulücken«. Ein Anschluss an die kommunale
Wasserversorgung und die Kanalisation sei möglich. Eine straßenmäßige Erschließung sei zwar tatsäch-
lich vorhanden, aber noch nicht rechtlich gesichert. Aus diesem Grund sei die Sache noch nicht
spruchreif.

Die Gemeinde Amerberg wurde vom Verwaltungsgericht an diesem Rechtsstreit nicht beteiligt.

Mit Blick auf dieses Urteil erteilte das Landratsamt Rosenheim am 24.10.2005 den Vorbescheid unter
Ersetzung des von uns erneut verweigerten Einvernehmens. Unter Nr. I des Bescheids wird festgestellt,
dass das verfahrensgegenständliche Vorhaben planungsrechtlich als sonstiges Vorhaben gem. § 35 II 2
BauGB zulässig sei. Zur Begründung verwies das Landratsamt auf das Urteil vom 7.7.2005.

Wir erhoben daraufhin am 19.11.2005 Widerspruch, den die Regierung mit Widerspruchsbescheid vom
14.9.2006 als unbegründet zurückwies. Nach dessen Begründung habe Herr Wolff inzwischen eine ausrei-
chende straßenmäßige Erschließung zur Bundessstraße B15 durch einen notariellen Vertrag mit der Bun-
desrepublik Deutschland, Bundesstraßenverwaltung, nachgewiesen. Eine 3 m breite Zufahrt zu dem
Grundstück Fl. Nr. 147 der Gemarkung Amerberg sei durch einen Erschließungsanspruch gesichert, der
Herrn Wolff nach dem Vertrag gegenüber der Bundesrepublik zustehe.

Die von uns daraufhin erhobene Klage wies das Bayer. Verwaltungsgericht München nach Augenscheins-
einnahme und Durchführung einer mündlichen Verhandlung mit Urteil vom 21.12.2007 ab. Herr Wolff
ist vom Verwaltungsgericht zu diesem Verfahren durch Beschluss vom 23.7.2007 beigeladen worden. Zur
Begründung bezog sich das Gericht im Wesentlichen auf sein Urteil vom 7.7.2005. Die straßenmäßige
Erschließung sei nach Auffassung des Gerichts entsprechend den Ausführungen im Widerspruchsbescheid
gesichert.

Herr Panholzer legte die Urteilsausfertigung vor, die der Gemeinde am 19.5.2008 zugestellt worden war.
Aus Nr. IV des Tenors ergibt sich, dass das Bayer. Verwaltungsgericht München die Berufung wegen
grundsätzlicher Bedeutung zugelassen hat.

Nach Auffassung der Gemeinde Amerberg, die sich aus dem entsprechenden Gemeinderatsbeschluss vom
28.5.2008 ergibt, den Herr Panholzer ebenfalls vorlegt, sei infolge der im Vorprozess von Herrn Wolff in
der mündlichen Verhandlung vom 7.7.2005 abgegebenen Erklärung, dass die Ausmaße des Vorhabens in
Gänze dem Baugenehmigungsverfahren überlassen würden, der Gegenstand des Vorbescheidsantrags
nicht ausreichend bestimmt.

Davon abgesehen sei das Vorhaben bauplanungsrechtlich auch unzulässig. Es führe zu einer unerwünsch-
ten Verfestigung der Splittersiedlung. Die Prüfung, ob die Verfestigung einer Splittersiedlung ausnahms-
weise nicht »unerwünscht« sei, verlange zunächst eine Klärung der Reichweite der Splittersiedlung unter
Rückgriff auf die Kriterien zur Bestimmung des Bebauungszusammenhangs im Sinn von § 34 I BauGB.
Das Verwaltungsgericht habe diesen Prüfungsschritt fehlerhafter Weise unterlassen. Bei einer ordnungsge-
mäßen Prüfung hätte das Gericht erkennen müssen, dass das unbebaute Grundstück Fl. Nr. 148/1 der
Gemarkung Amerberg, das zwischen den Grundstücken Fl. Nrn. 147 und 148 der Gemarkung Amerberg
belegen ist, ebenfalls ersichtlich zum Bebauungszusammenhang der Splittersiedlung zu rechnen ist. I. Ü.
stellten bereits die vom Verwaltungsgericht in seine Erwägungen eingestellten zwei möglichen Bezugsfälle
auf dem Grundstück Fl. Nr. 148 der Gemarkung Amerberg eine nicht mehr untergeordnete zusätzliche
Bebauung dar.
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Das Vorhaben widerspreche auch den Darstellungen des Flächennutzungsplans. Die Darstellung des Be-
reichs als »Grünfläche« sei nicht unwirksam geworden. Die Darstellungen eines Flächennutzungsplans ver-
lören nur dann ihre Bedeutung als öffentlicher Belang, wenn der Plan infolge einer von den Darstellungen
abweichenden tatsächlichen Entwicklung seine Funktion nicht mehr erfüllen könne. Diese Voraussetzung
sei nicht erfüllt. Die Bedeutung der Darstellung »Grünfläche« sei durch die vorhandene Bebauung zwar
abgeschwächt; in Anbetracht der umfangreichen unbebauten Flächen habe die Darstellung aber nicht ihre
Funktion verloren.

Herr Panholzer gibt Namens der Gemeinde Amerberg den Auftrag, die Erfolgsaussichten eines Rechtsmit-
tels gegen das Urteil vom 21.12.2007 zu prüfen. Er erbittet dazu ein Schreiben, in dem die rechtliche
Situation umfassend erläutert wird.

■ VERMERK FÜR DIE BEARBEITER:

Der Auftrag des Mandanten ist auszuführen. Der Sachbericht ist erlassen.
Es ist davon auszugehen, dass die tatsächlichen Angaben des Mandanten zutreffend sind.
Soweit die vorliegenden Informationen nach Ansicht der Bearbeiter für die Beurteilung des Falles nicht

ausreichen, ist zu unterstellen, dass eine weitere Sachaufklärung nicht erzielt werden kann.

■ LÖSUNG

»Sehr geehrter Herr Bürgermeister Panholzer,

auftragsgemäß darf ich Ihnen folgendes Ergebnis meiner rechtlichen Prüfung übermitteln:

Keine Bindungswirkung
mangels Beiladung

Das Verwaltungsgericht hat die Anfechtungsklage zu Unrecht abgewiesen; es hätte der Klage stattgeben
und die angefochtenen Bescheide aufheben müssen. Der dem beigeladenen Wolff erteilte Vorbescheid
vom 24.10.2005 und der Widerspruchsbescheid vom 14.9.2006 sind rechtswidrig und verletzen die kläge-
rische Gemeinde in ihrer Planungshoheit (§ 113 I 1 VwGO). Die Gemeinde Amerberg ist nicht gehindert,
die Rechtsverletzung geltend zu machen. Eine Bindung an das rechtskräftige, die bauplanungsrechtliche
Zulässigkeit weitgehend bejahende Bescheidungsurteil des Verwaltungsgerichts vom 7.7.2005 besteht
nicht, weil die Gemeinde Amerberg in dem dieser Entscheidung zugrundeliegenden Verwaltungsstreitver-
fahren unter Verstoß gegen § 65 II VwGO nicht beigeladen worden war, obwohl sie dem Vorhaben von
Anfang an das Einvernehmen verweigert hatte.

Die Planungshoheit der Gemeinden (Art. 28 II 1 GG, Art. 11 II 2 BV) wird in baurechtlichen Genehmi-
gungsverfahren dadurch geschützt, dass die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit eines Vorhabens nach den
§§ 31 und 33 bis 35 BauGB nur im Einvernehmen mit der Gemeinde bejaht werden darf (§ 36 I 1
BauGB). Fehlendes Einvernehmen darf die Baugenehmigungsbehörde nach Art. 71 S. 4 HS 1, 67 I 1
BayBO nur ersetzen, wenn es zu Unrecht verweigert wurde, weil das Vorhaben nach den §§ 31 und 33
bis 35 BauGB bauplanungsrechtlich zulässig ist. Davon unabhängige notwendige Voraussetzung einer po-
sitiven Beurteilung ist, dass das Vorhaben in dem zugrundeliegenden Antrag hinsichtlich der Merkmale,
die für die beantragte bauplanungsrechtliche Zulässigkeitsprüfung von Bedeutung sind, ausreichend be-
stimmt bezeichnet ist. Wird ein Vorbescheid unter Ersetzung des Einvernehmens erteilt, obwohl der An-
trag in dieser Hinsicht Mängel aufweist, wird die Gemeinde schon aus diesem Grund in ihren Rechten
verletzt. Insofern gilt nichts anderes als für die Frage einer Nachbarrechtsverletzung durch eine auf der
Grundlage unvollständiger oder unbestimmter Bauvorlagen erteilte Baugenehmigung. Hier ist anerkannt,
dass der Nachbar in seinen Rechten verletzt wird, wenn sich wegen solcher Mängel nicht beurteilen lässt,
ob das Vorhaben den zum Genehmigungsmaßstab gehörenden, nachbarschützenden Vorschriften ent-
spricht (VGH BW vom 12.7.2007 = BauR 2007, 1399; BayVGH vom 10.4.2006 = BRS 70 Nr. 131).

Es spricht vieles dafür, dass die Klägerin schon deswegen durch den unter Ersetzung ihres Einvernehmens
erteilten Vorbescheid in ihren Rechten verletzt wird, weil der Gegenstand des Vorbescheids nicht ausrei-
chend bestimmt ist. Jedenfalls liegt aber eine Rechtsverletzung vor, weil das nicht privilegierte Außenbe-
reichsvorhaben wegen einer Beeinträchtigung öffentlicher Belange bauplanungsrechtlich unzulässig ist
(vgl. zum gesamten Nachfolgenden: BayVGH vom 10.12.2007 = BauR 2008, 654).

Gegenstand des Vorbescheids
unbestimmt

1. Wegen der im Vorprozess abgegebenen, den Vorbescheidsantrag einschränkenden Erklärung, dass die
Ausmaße des geplanten Wohnhauses in Gänze dem Baugenehmigungsverfahren überlassen würden, dürfte
der Gegenstand des aufgrund des rechtskräftigen Bescheidungsurteils erteilten Vorbescheids nicht ausrei-
chend bestimmt sein.

Die mit dem Vorbescheidsantrag begehrte Prüfung der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit des Wohn-
hauses mit Garage wirft u.a. die Frage auf, ob das nach § 35 II BauGB nicht privilegierte Vorhaben öffent-
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